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A. Einleitung 

Die nur eingeschränkte Klagebefugnis von natürlichen und juristischen Personen 
gegen Handlungen von Gemeinschaftsorganen ist seit langem Thema ausführlicher 
Diskussionen.1 Art. 230 Abs. 4 EG behandelt Private als so genannte Nichtprivilegier-
te und schafft nur begrenzte Rechtsschutzmöglichkeiten. Insbesondere die restriktive 
Auslegung des Merkmals der individuellen Betroffenheit ist nicht zuletzt mit Blick auf 
weitreichende Kompetenzzuwächse der Europäischen Gemeinschaft in den Jahren seit 
ihrer Gründung Gegenstand der Kritik.2

In der jüngeren Vergangenheit ist die Diskussion mit neuem Stoff versorgt wor-
den. Verursachte das Jégo-Quéré-Urteil des Gerichts3 Freude bei den Protagonisten 
einer erweiterten Klagebefugnis Privater, so folgte die Enttäuschung in Form der 
Unión de Pequeños Agricultores-Entscheidung des Gerichtshofes, welches offensichtlich 
an der bisherigen Praxis festhielt, nur kurz darauf.4 Die restriktive Haltung des Ge-
richtshofes zum Individualrechtsschutz nach Art. 230 Abs. 4 EG hat sich dann im 
Rechtsmittelverfahren zu Jégo-Quéré am 1. April 2004 verfestigt.5

Im Wesentlichen geht es bei der Diskussion zur Klagebefugnis Privater gegen EU-
Rechtsakte um die Grundsatzentscheidung für einen dezentralen, d.h. durch die mit-
gliedstaatlichen Gerichte verwirklichten oder einen zentralen, d.h. durch die Gemein-
schaftsgerichtsbarkeit verwirklichten Rechtsschutz. 

B. Die bisherige Rechtsprechung 

Entsprechend Artikel 230 Abs. 4 EG kann jede natürliche oder juristische Person 
gegen die an sie ergangenen Entscheidungen sowie gegen diejenigen Entscheidungen 
Klage erheben, die, obwohl sie als Verordnung oder als eine an eine andere Person 
gerichtete Entscheidung ergangen sind, sie unmittelbar und individuell betreffen. 
Daraus ergeben sich für den Nichtadressaten drei Voraussetzungen: Erstens muss der 
Kläger nachweisen, dass die angefochtene Maßnahme, auch wenn sie als VO bezeich-
net ist, in Wirklichkeit eine Entscheidung ist. Zweitens muss der Kläger nachweisen, 
dass er durch die Maßnahme unmittelbar betroffen ist. Schließlich muss der Kläger 
auch nachweisen, dass er individuell betroffen ist. 

                                              
1  Siehe beispielsweise Mayer, DVBl 2004, 606 ff.; Calliess, NJW 2002, 3578 ff.; Schwarze, DVBl 

2002, 1297 ff.; Arnull, CMLR 38 (2001), 7 ff.; Gundel, VerwArch 2001, 81 ff.; Nowak, in: No-
wak/Cremer (Hrsg.), Individualrechtsschutz, 47 ff.; Biernat, Jean Monnet Working Paper 12/03, 
erhältlich im Internet: <http://www.jeanmonnetprogram.org/papers/03/031201.pdf> (besucht am 
29.07.2004); Booß, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), EUV/EGV Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 45 ff.; 
Schwarze, in: ders. (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 30 ff.; Cremer, in: Cal-
liess/Ruffert (Hrsg.), EUV/EGV Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 23 ff. 

2  GA Jacobs, Schlussanträge Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, 
Rn. 71; Arnull, CMLR 38 (2001), 7 ff.; Nettesheim, JZ 2002, 928 (928 f.) (m.w.N.). 

3  EuG, Rs. T-177/01, Jégo-Quéré & Cie SA/Kommission, Slg. 2002, II-2365. 
4  EuGH, Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677. 
5  EuGH, Rs. C.263/02 P, Kommission/Jégo-Quéré & Cie SA, EuZW 2004, 343 ff. 
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I. Rechtsnatur der Maßnahme 

Bezüglich der Klagebefugnis des Art. 230 Abs. 4 EG ist der Wortlaut klar und 
deutlich: Es ist die Rede von Entscheidungen und Verordnungen, die ihrem Inhalt 
nach eigentlich Entscheidungen sind (so genannte Scheinverordnungen).6 Ist dem-
nach die Zulässigkeit der Klage vom Rechtscharakter der angegriffenen Maßnahme 
abhängig, sollte die Unterscheidung von Verordnung und Entscheidung von maßgeb-
lichem Interesse für die individuelle Klagebefugnis sein.7

Der Gerichtshof hat mehrfach bestätigt, dass die „Wahl der Form die Rechtsnatur 
einer Maßnahme nicht ändern könne“.8 Es kommt also nicht auf die durch das Organ 
gewählte Bezeichnung des Rechtsaktes an, sondern vielmehr auf dessen Inhalt. Die 
Möglichkeit dem Betroffenen den Rechtsschutz zu verwehren, indem der Rechtsakt 
falsch bezeichnet wird, besteht also nicht. 

Nach gefestigter Rechtsprechung des Gerichtshofs sind Verordnungen gekenn-
zeichnet als Handlungen mit normativem Charakter, die allgemeine Geltung haben. 
Allgemeine Geltung erhält ein Rechtsakt, wenn er für objektiv bestimmte Situationen 
gilt und Rechtswirkung gegenüber allgemein und abstrakt bezeichneten Personen-
gruppen erzeugt.9 Dem Gerichtshof zufolge verliert eine Maßnahme ihren Verord-
nungscharakter nicht dadurch, „dass sich diejenigen Personen, auf die sie in einem 
gegebenen Zeitpunkt anzuwenden ist, der Zahl nach oder sogar namentlich bestim-
men lassen, sofern nur feststeht, dass die Maßnahme nach ihrer Zweckbestimmung 
aufgrund eines objektiven Tatbestands rechtlicher oder tatsächlicher Art anwendbar 
ist.“10 Die Entscheidung hingegen ist durch ihre Einzellfallregelung gekennzeichnet.11

Diese strikte Unterscheidung zwischen normativen Handlungen und Entschei-
dungen mit der Folge der Klagemöglichkeit nur für letztere hat der Gerichtshof je-
doch nicht aufrechterhalten und Ausnahmen hierzu anerkannt. Demnach soll selbst 
ein normativer Akt, der für alle betroffenen Wirtschaftsteilnehmer gilt, unter be-
stimmten Umständen einzelne von ihnen unmittelbar und individuell betreffen kön-
nen, so dass eine Klage eines Privaten hiergegen zulässig sein kann.12

Die Möglichkeit der Anfechtung von Verordnungen ist zwar im Sinne eines effek-
tiven Rechtsschutzes gegen EU-Rechtsakte wünschenswert, ist jedoch mit dem Wort-
laut kaum vereinbar. In der weiteren Entwicklung der Rechtsprechung sind nach an-

                                              
6    Vgl. EuGH, Rs 16 u. 17/62, Confédération Nationale des Producteurs de Fruits et légumes/Rat, Slg. 

1962, 963 (978). 
7  Nettesheim, JZ 2002, 928 (929). 
8     Siehe nur EuGH, Rs. 307/81, Alusuisse/Rat u. Kommission, Slg. 1982, 3463, Rn. 7. 
9  Ständige Rechtsprechung seit EuGH, Rs. 16/62 und 17/62, Confédération nationale des produc-

teurs de fruits et légume/Rat, Slg. 1962, 963 (979); Booß, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), EUV/EGV 
Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 56 (m.w.N.). 

10  EuGH, Rs. 307/81, Alusuisse/Rat u. Kommission, Slg. 1982, 3463, Rn. 11; siehe auch EuGH, Rs. 
6/68, Zuckerfabrik Watenstedt GmbH/Rat, Slg. 1968, 612; für das Gericht EuG, Rs. T-472/93, 
Campo Ebro Industrial SA u.a./Rat, Slg. 1995, II-421, Rn. 36. 

11  EuGH, Rs. 16/62 und 17/62, Confédération nationale des producteurs de fruits et légume./Rat, Slg. 
1962, 963 (979). 

12  EuGH, Rs. 239 u. 275/82, Allied Corporation u.a./Kommission, Slg. 1984, 1005, Rn. 11; EuGH, 
Rs. C-358/89, Extramet Industrie/Rat, Slg. 1991, I-2501, Rn. 13; EuGH, Rs. C-309/89, 
Codorniu/Rat, Slg. 1994, I-1853, Rn. 19. 
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fänglicher Ablehnung13 sogar Richtlinien grundsätzlich als zulässiger Klagegegenstand 
angesehen worden,14 wobei allerdings das Merkmal der Unmittelbarkeit in den sel-
tensten Fällen erfüllt sein dürfte. Umso mehr muss es verwundern, dass der Gerichts-
hof keine hinreichende Begründung für seine über den Wortlaut von Art. 230 Abs. 4 
EG hinausgehende Interpretation geliefert hat.15

Die von GA Warner entwickelte16 und in der Folge vom Gericht17 aufgegriffene so 
genannte Hybridtheorie bot einen solchen Erklärungsansatz. Danach soll es möglich 
sein, dass ein Rechtsakt sogleich Verordnung und Entscheidung in einem sein könne. 
Diese Ansicht hat sich jedoch wegen ihrer dogmatischen Schwächen nicht durchset-
zen können und wurde vom Gerichtshof abgelehnt.18

Es bleibt festzuhalten, dass zwar die Voraussetzung eines zulässigen Klagegegens-
tandes vom Gericht und dem Gerichtshof als Zulässigkeitsvoraussetzung nicht aufge-
geben wurde. Jedoch wird, entgegen dem klaren Wortlaut der Norm, eine Klage auch 
gegen normative Akte allgemeiner Geltung als zulässig erachtet, wenn der Rechtsakt 
den Kläger unmittelbar und individuell betrifft. Spätestens seit den Entscheidungen 
Extramet19 und Codorniu20 wird der Schwerpunkt der Zulässigkeitsprüfung einer 
Nichtigkeitsklage von Privaten auf die Kriterien der unmittelbaren und individuellen 
Betroffenheit gelegt.21

II. Unmittelbare Betroffenheit 

Ein Kläger ist unmittelbar betroffen, wenn seine Rechtsstellung durch die ange-
fochtene Handlung direkt beeinträchtigt wird.22 Der angegriffene Akt darf daher keine 

                                              
13  Offengelassen in: EuGH, Rs. 160/88, Féderation européenne de la santé animale (FEDESA) 

u.a./Rat, Slg. 1988, 6399, Rn. 6 f.; EuGH, Rs. C-10/95, Asociacion Espanola de Empresas de la 
Carne (Asocarne)/Rat, Slg. 1995, I-4149, Rn. 31 f.; ablehnend dagegen für echte Richtlinien 
EuGH, Rs. C-298/89, Gibraltar/Rat, Slg.1993, I-3605, Rn. 23; EuG, Rs. T-99/94, Asociacion 
Espanola de Empresas de la Carne(Asocarne)/Rat, Slg. 1994, II-871, 17 f. 

14  Bejahend für Scheinrichtlinien: EuG, Rs. T-135/96, Union Européenne de l'artisanat et des petites et 
moyennes entreprises (UEAPME)/Rat, Slg. 1998, II-2335, Rn. 63; unter Verweis auf die Rspr. zur 
parallelen Problematik der Anfechtbarkeit von echten Verordnung wird die Anfechtbarkeit von 
echten Richtlinien bejaht in: EuG, Rs. 172, 175, 176 u. 177/98, Salamander u.a./EP und Rat, Slg. 
2000, II-2487, Rn. 29 ff. 

15  Siehe auch Arnull, CMLR 38 (2001), 7 (9). 
16  GA Warner, Schlussanträge Rs. 113/77, NTN Toyo Bearing Co/Rat, Slg. 1979, 1185 (1246). 
17  EuG, Rs. T-481 u. T-484/93, Exporteurs in Levende Varkens u. a./Kommission, Slg. 1995, II-2941, 

Rn. 50; EuG, Rs. T-47/95, Terres Rouges Consultant SA/Kommission, Slg. 1997, II-481, Rn. 43. 
18  EuGH, Rs. 45/81, Moksel/Kommission, Slg. 1982, 1129, Rn. 18; mittlerweile ablehnend auch das 

Gericht EuG, Rs. 172, 175, 176 u. 177/98, Salamander u.a./EP und Rat, Slg. 2000, II-2487, Rn. 
61; siehe auch GA Jacobs, Schlussanträge Rs. C-358/89, Extramet Industrie/Rat, Slg. 1991, I-2501, 
Rn. 40 ff.; Nettesheim, JZ 2002, 928 (930); Arnull, CMLR 38 (2001), 7 (20 f.); dennoch an der 
„Hybridtheorie“ festhaltend Koenig/Pechstein/Sander, Prozessrecht, 183 ff. (mit der „Hybridtheo-
rie“ wird hier auch die Möglichkeit der Richtlinie als Klagegegenstand begründet); Köngeter, NJW 
2002, 2216 (2217); Braun/Kettner, DÖV 2003, 58 (59). 

19  EuGH, Rs. C-358/89, Extramet Industrie/Rat, Slg. 1991, I-2501. 
20  EuGH, Rs. C-309/89, Codorniu SA/Rat, Slg. 1994, I-1853. 
21  Mayer, DVBl 2004, 606 (607); Arnull, CMLR 38 (2001), 7 (23 f.). 
22  EuGH, Rs. 41 bis 44/70, International Fruit Company u. a./Kommission, Slg. 1971, 411, Rn. 

23/29; EuGH, Rs. C-386/96 P, Société Louis Dreyfus & Cie/Kommission, Slg. 1998, I-2309, Rn. 
43; Booß, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), EUV/EGV Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 49 ff. 
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weiteren Durchführungsmaßnahmen, die ein Ermessen hinsichtlich der Durchfüh-
rung gewähren, erfordern. Bei Rechtsakten, die sich an die Mitgliedstaaten richten, 
kann eine Beeinträchtigung also nur dann unmittelbar sein, wenn der Mitgliedstaat 
zur Umsetzung verpflichtet ist und ihm kein Ermessenspielraum bleibt.23 Andernfalls 
muss der Kläger die Durchführungsmaßnahme selbst anfechten. Handelt es sich also 
um einen EU-Rechtsakt, der durch nationale Vorschriften ausgeführt wird, und ge-
währt der Rechtsakt der nationalen Behörde Ermessen hinsichtlich der Ausführung, 
so ist Rechtsschutz auf nationaler Ebene zu suchen, wobei das nationale Gericht dann 
gegebenenfalls nach Art. 234 EG vorlegen muss. Denn kommt das nationale Gericht 
zu dem Schluss, dass schon die Durchführungsmaßnahme in ihrer Umsetzung 
rechtswidrig war, bedarf es zur Abhilfe der Beschwer des Klägers keiner Überprüfung 
des zugrunde liegenden EU-Rechtsaktes. Insofern korrespondiert das Kriterium der 
unmittelbaren Betroffenheit eng mit der Frage nach dem Rechtsschutzinteresse.24

III. Individuelle Betroffenheit 

Grundlage der Bestimmung der individuellen Betroffenheit ist seit nunmehr vier-
zig Jahren die sog. Plaumann-Formel. Danach ist der Kläger unmittelbar betroffen, 
wenn der Rechtsakt ihn „wegen bestimmter persönlicher Eigenschaften oder besonde-
rer, ihn aus dem Kreis aller übrigen Personen heraushebender Umstände berührt und 
ihn daher in ähnlicher Weise individualisiert wie den Adressaten.“25 Wie bereits er-
wähnt, ist unerheblich, ob sich die Kläger vor Erlass der Maßnahme zahlenmäßig oder 
namentlich bestimmen lassen, sofern nur feststeht, dass die Anwendung auf Grund 
eines objektiven Tatbestandes erfolgt.26 So reicht beispielsweise die objektive Eigen-
schaft eines Klägers als Importeur nicht aus, ihn von anderen Importeuren, die poten-
tiell zum Import der gleichen Ware in der Lage sind, zu unterscheiden. Im Laufe der 
Rechtsprechung sind jedoch Situationen anerkannt worden, in denen der Kläger 
durch eine Verordnung ausnahmsweise individuell betroffen sein kann. Es haben sich 
im Wesentlichen drei Fallgruppen herausgebildet, wobei die Voraussetzungen sowohl 
alternativ als auch kumulativ zur Begründung individueller Betroffenheit herangezo-
gen werden. 

1. Verfahrensbeteiligung und Verfahrensgarantien 

Eine häufig auftretende Fallgruppe der individuellen Betroffenheit durch allge-
meine Rechtsakte ist die Individualisierung des Klägers durch seine vorherige Beteili-
gung am Verwaltungsverfahren bzw. durch die Gewährung bestimmter Verfahrensga-

                                              
23  EuG, Rs. 172, 175, 176 u. 177/98, Salamander u.a./EP und Rat, Slg. 2000, II-2487, Rn. 52; 

EuGH, Rs. C-386/96 P, Société Louis Dreyfus & Cie/Kommission, Slg. 1998, I-2309, Rn. 43; Cre-
mer, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/EGV Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 46. 

24  Booß, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), EUV/EGV Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 50. 
25  EuGH, Rs. 25/62, Plaumann/Kommission, Slg. 1963, 211 (238), seitdem ständige Rspr., siehe nur 

EuGH, Rs. C-50/00 P, Union de Pequenos Agricultores (UAP)/Rat, Slg. 2002, II-6677, Rn. 36. 
26  EuGH, Rs. 307/81, Alusuisse/Rat u. Kommission, Slg. 1982, 3463, Rn. 11; EuG, Rs. T-47/95, 

Terres Rouges Consultant SA/Kommission, Slg. 1997, II-481, Rz 44. 
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rantien.27 Sind im zum Erlass eines Rechtsaktes erforderlichen Verfahren dem Einzel-
nen Mitwirkungs-, Informations- und Anhörungsrechte eingeräumt, und sind die so 
gewonnenen Informationen für den Erlass des Rechtsaktes relevant, wird die indivi-
duelle Betroffenheit bejaht. Diese Rechte finden sich insbesondere im Antidumping- 
und Antisubventionsrecht, sowie im Bereich des Kartellrechts, des Beihilfenaufsichts-
rechts und der Fusionskontrolle.28 Für den Bereich des Antidumping- und Antisub-
ventionsrechts29 bedeutet dies beispielsweise, dass Hersteller und Exporteure durch 
eine Verordnung zur Einführung einer Antidumping- bzw. Antisubventionsmaßnah-
me individuell betroffen sind, wenn sie in den Rechtsakten namentlich genannt sind 
oder von den vorausgehenden Untersuchungen betroffen waren und dieser Umstand 
mit dem Erlass der Verordnung im Zusammenhang steht.30 Im Unterschied dazu sind 
unabhängige Importeure, d.h. Importeure, die nicht mit den herstellenden oder ex-
portierenden Unternehmen geschäftlich verbunden sind, von der Verordnung nur in 
ihrer objektiven Eigenschaft als Importeure betroffen und demnach grundsätzlich 
nicht hinreichend individualisiert.31

2. Besondere Beeinträchtigung der Marktposition oder besonderer Rechte 

In einer weiteren Fallgruppe wird Klägern eine individuelle Betroffenheit zuer-
kannt, wenn der Rechtsakt eine besondere Beeinträchtigung der Marktposition des 
Klägers bewirkt, oder die Beeinträchtigung von besonderen bereits vorher bestehen-
den Rechten, insbesondere Gemeinschaftsgrundrechten, betrifft.32 In Extramet33 hielt 
der Gerichtshof beispielsweise das klagende Unternehmen für individuell betroffen, da 
es der größte Importeur der von einem Antidumpingzoll betroffenen Ware und 
zugleich Endverbraucher des Erzeugnisses war. Im Urteil Codorniu wurde die Tatsa-
che, dass das Unternehmen gehindert wurde ein eingetragenes Warenzeichen zu nut-
zen als Grund für die individuelle Betroffenheit des Unternehmens durch den Ge-
richtshof angesehen.34

                                              
27  Booß, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), EUV/EGV Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 58; Cremer, in: 

Nowak/Cremer (Hrsg.), Individualrechtsschutz, 27 (41). 
28  Cremer, in: Callies/Ruffert (Hrsg.), EUV/EGV Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 51 (m.w.N.); 

Schwarze, in: ders. (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 43. 
29  Hierzu im Überblick GA Jacobs, Schlussanträge Rs. C-358/89, Extramet Industrie/Rat, Slg. 1991, 

I-2501, Rn. 16 ff.; zum Rechtsschutz im Antidumpingrecht siehe Habermann/Pietzsch, Individual-
rechtsschutz, 23 ff.; Berrisch, in: Nowak/Cramer (Hrsg.), Individualrechtsschutz, 177 (185 ff.). 

30  Rs. 239/82 und 275/82, Allied Corporation/Kommission, Slg. 1984, 1005, Rz. 11 f.; EuG, Rs. T-
597/97, Euromin SA/Rat, Slg. 2000, II-2419, Rn. 45. 

31  EuGH, Rs. 307/81, Alusuisse/Rat u. Kommission, Slg. 1982, 3463, Rz. 9 f.; EuGH Rs. 239 u. 
275/82, Allied Corporation/Kommission, Slg. 1984, 1005, Rz. 12 f. 

32  EuGH, Rs. C-309/89, Codorniu SA/Rat, Slg. 1994, I-1853, Rn. 17 ff.; EuGH, Rs. C-358/89, 
Extramet Industrie/ Rat, Slg. 1991, I-2501, Rn. 16 ff.; EuG, Rs. 3/93, Air France/Kommission, Slg. 
1994, II-121, Rn. 82; EuG, T-435/93, ASPEC u.a./Kommission, Slg. 1995, II-1281, Rn. 69 f.; 
Cremer, in: Nowak/Cremer (Hrsg.), Individualrechtsschutz, 27 (43); ders., in: Callies/Ruffert 
(Hrsg.), EUV/EGV Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 52. 

33  EuGH, Rs. C-358/89, Extramet Industrie/ Rat, Slg. 1991, I-2501, Rn. 17. 
34  EuGH, Rs. C-309/89, Codorniu SA/Rat, Slg. 1994, I-1853, Rn. 21 f. Obwohl der Gerichtshof 

nicht ausdrücklich von Grundrechten spricht, ist auf diese abzustellen. Siehe hierzu Cremer, in: 
Nowak/Cremer (Hrsg.), Individualrechtsschutz, 27 (43). 
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3. Verpflichtung zur Berücksichtigung der Auswirkungen 

In einer letzten Fallgruppe werden die Fälle zusammengefasst, in denen die Ge-
meinschaftsorgane bei Erlass des Rechtsaktes auf Grund von Gemeinschaftsrecht ver-
pflichtet waren, die besondere Lage und die Interessen bestimmter Personen zu be-
rücksichtigen.35 In Piraki-Patriki hatten griechische Baumwollgarnhersteller bereits 
vor Erlass einer Kommissionsentscheidung, die Frankreich ermächtigte, Baumwoll-
importe aus Griechenland zu beschränken, gültige Verträge mit französischen Kunden 
abgeschlossen, welche die nun bestehenden Quoten überschritten. Der Gerichthof 
folgerte aus Art. 130 des Aktes über den Beitritt der Rep. Griechenland, dass die 
Kommission verpflichtet war, die Auswirkungen der Maßnahme auf solche bereits 
vertraglich gebundene Unternehmen zu berücksichtigen. Aus diesem Umstand ergebe 
sich die individuelle Betroffenheit dieser Unternehmen.36 Ähnlich ist der Fall Sofrim-
port, in dem der Gerichtshof ein Importunternehmen als von einer Verordnung zur 
Aussetzung der Erteilung von Einfuhrlizenzen von Äpfeln aus Chile als individuell 
betroffen ansah, weil sich die Ware bereits im Transport befand und die Kommission 
auf Grund von Gemeinschaftsrecht37 verpflichtet war, diese besondere Lage zu berück-
sichtigen. 

Teilweise wird noch eine weitere Fallgruppe des „geschlossenen Kreises“ ange-
führt.38 Der Umstand, dass es sich um einen abgeschlossenen Kreis von Betroffenen 
handelte, ohne dass noch jemand hätte hinzutreten können, zeichne die Kläger ge-
genüber allen anderen aus und individualisiert sie vergleichbar einem Adressaten. Die 
VO sei dann in Wirklichkeit ein „Bündel von Entscheidungen“.39 Dem ist jedoch zu 
widersprechen. Der Gerichtshof hat mehrfach dargelegt, dass Personen durch eine 
Maßnahme nicht bloß auf Grund der Tatsache, dass sich die Personen, für die eine 
Maßnahme gelte, der Zahl nach oder sogar namentlich mehr oder weniger genau 
bestimmen ließen, individuell betroffen seien. Daraus folgt, dass der Umstand zu ei-
nem „geschlossenen Kreis“ zu gehören, für sich allein nicht ausreicht, individuelle Be-
troffenheit zu begründen.40 Sollte eine Verordnung in der Tat ein „Bündel von Ent-
scheidungen“ darstellen, ist dies primär ein Problem der fehlerhaften Rechtsformwahl 

                                              
35  EuGH, Rs. 11/82, Piraiki-Patriki/Kommission, Slg. 1985, 207, Rn. 15 f.; EuGH, Rs. C-152/88, 

Sofrimport/Kommission, Slg. 1990, I-2477, Rn. 19 ff.; EuG, Rs. T-480 u. 483/93, Antillean Rice 
Mills NV u.a./Kommission, Slg. 1995, II-2310, Rn. 67; bestätigt in EuGH, Rs. C-390/95 P, Antil-
lean Rice Mills NV u.a./Kommission, Slg. 1999, I-769, Rn. 28; EuG, Rs. T-32 u. 41/98, Regierung 
der Niederländischen Antillen/Kommission, Slg. 2000, II-201, Rn. 28; EuG, Rs. T-481 u. 484/93, 
Vereniging van Exporteurs in Levebde Varkens u.a./Kommission, Slg. 1995, II-2941, Rz. 61; EuGH, 
Rs. C-300/00, Federación de Cofradias de Pescadores de Guipúzcoa u.a./Rat u. Kommission, Slg. 
2000, I-8797, Rn. 46. 

36  EuGH, Rs. 11/82, Piraiki-Patriki/Kommission, Slg. 1985, 207, Rn. 31. 
37  Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung ( EWG ) Nr . 2707/72 des Rates vom 19 . Dezember 1972 zur 

Festlegung der Voraussetzungen für die Anwendung von Schutzmaßnahmen auf dem Sektor Obst 
und Gemüse. 

38  Booß, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), EUV/EGV Kommentar, Art. 230 EGV, Rn. 57. 
39  EuGH, Rs. 41 bis 44/70, International Fruit Company u.a./Kommission, Slg. 1971, 411, Rn. 

16/22; EuGH, Rs. C-354/87, Weddel/Kommission, Slg. 1990, I-3847, Rz. 23. 
40  Ausführlich GA Mischo, Schlussanträge Rs. C-73/97 P, Französische Republik/Comafrica SpA u.a., 

Slg. 1999 I-185, Rn. 66; der Gerichtshof schloss sich dieser Auffassung an EuGH, Rs. C-73/97 P, 
Französische Republik/Comafrica SpA u.a, Slg. 1999, I-185, Rn. 39. 
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bzw. des möglicherweise vorliegenden Rechtsformmissbrauches und nicht der unmit-
telbaren und individuellen Betroffenheit. 

C. Divergierende Entscheidungen des Gerichts erster Instanz und des Gerichtsho-
fes 

Vor dem Hintergrund der soeben dargestellten ständigen Rechtsprechung haben 
zwei Urteile im Jahre 2002 für Aufsehen unter den Befürwortern einer erweiterten 
Klagebefugnis gesorgt. Während das Gericht in der Entscheidung Jégo-Quéré die seit 
über 40 Jahren geltende Plaumann-Formel verwarf und damit eine großzügigere 
Handhabung der Klagebefugnis Privater bewirkte,41 schien sich der Gerichtshof kurz 
darauf in der Entscheidung Unión de Pequeños Agricultores (im Folgenden UPA) der 
neuen Auffassung des Gerichts nicht anzuschließen, verwarf sie aber auch nicht aus-
drücklich.42 Eine Klärung bewirkte schließlich die Entscheidung des Gerichtshofes im 
Rechtsmittelverfahren zu Jégo-Quéré, welche die Tradition der Auslegung des Begriffs 
„individuelle Betroffenheit“ i.S.d. Plaumann-Formel bestätigte und damit der Erwei-
terung der individuellen Klagebefugnis gegen EU-Rechtsakte eine Absage erteilte.43

I. Die Entscheidung des Gerichtes erster Instanz vom 3. Mai 2002 in der Rs. T-
177/01, Jégo-Quéré et Cie SA vs. Kommission 

Die Klägerin, Jégo-Quéré, ist eine Fischfang-Reederei mit Sitz in Frankreich. Sie 
wendet sich mit der Klage gegen eine Verordnung der Kommission, welche Maß-
nahmen zum Schutz des Seehechtbestandes in bestimmten Fischfangregionen vor-
sieht. Die Verordnung schreibt für Fischereifahrzeuge, die in den betroffenen Gebie-
ten tätig sind, eine bestimmte Mindestmaschenöffnung der Netze vor, um den Fang 
junger Seehechte zu begrenzen. Die Klägerin betreibt in einem der betroffenen Gebie-
te Wittlingfang (eine Seehechtsgattung), der knapp 70% ihrer Fänge ausmacht. Sie 
verwendet dabei Netze mit einer Maschenweite kleiner als die nun vorgeschriebene. 
Mit ihrer Klage begehrt die Klägerin die Erklärung bestimmter Vorschriften der Ver-
ordnung für nichtig. Die Kommission erhebt daraufhin die Einrede der Unzulässig-
keit, da die Klägerin nicht individuell betroffen sei. 

Das Gericht stellt zunächst fest, dass die besagten Vorschriften sich abstrakt an 
unbestimmte Personengruppen wenden und für objektiv bestimmte Sachverhalte gel-
ten.44 Unter Hinweis auf die hier bereits erwähnte ständige Rechtsprechung, nach der 
die allgemeine Geltung einer Vorschrift die unmittelbare und individuelle Betroffen-

                                              
41  EuG, Rs. T-177/01, Jégo-Quéré & Cie SA/Kommission, Slg. 2002, II-2365; siehe hierzu beispiels-

weise die Anmerkungen von Calliess/Lais, ZUR 2002, 344 ff.; Köngeter, NJW 2002, 2216 ff.; 
Schneider, NJW 2002, 2927 ff.; Lübbig, EuZW 2002, 415 f.; Schohe/Arhold, EWS 2002, 320 ff. 

42  EuGH, Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677; siehe hierzu zum 
Beispiel die Besprechungen von Lindner, BayVBl 2003, 12 ff.; Feddersen, EuZW 2002, 532 ff.; 
Streinz, JuS 2002, 1017 ff.; Calliess, ZUR 2002, 402; Schohe, EWS 2002, 424 ff.; beide Entschei-
dungen werden beispielsweise besprochen von Braun/Kettner, DÖV 2003, 58 ff.; Nettesheim, JZ 
2002, 928 ff.; Dittert, EuR, 708 ff. 

43  EuGH, Rs. C.263/02 P, Kommission/Jégo-Quéré & Cie SA, EuZW 2004, 343 ff. 
44  EuG, Rs. T-177/01, Jégo-Quéré & Cie SA/Kommission, Slg. 2002, II-2365, Rn. 23. 
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heit bestimmter Wirtschaftsteilnehmer nicht ausschließe, prüft das Gericht das Vor-
handensein eben dieser Voraussetzungen. Da die angefochtenen Vorschriften keiner 
weiteren gemeinschaftlichen oder nationalen Maßnahme mehr bedürfen, um ihre 
Wirkung zu entfalten, sieht das Gericht die Voraussetzung der Unmittelbarkeit als 
erfüllt an.45

Das Kriterium der Individualität prüft das Gericht unter Rekurs auf die ständige 
Rechtsprechung nach der Plaumann-Formel. Danach sei die Tatsache, dass die Kläge-
rin die einzige Reederei ist, die in besagtem Gebiet Seehecht fischt, nicht geeignet, sie 
hinreichend zu individualisieren. Die Klägerin sei nur wegen ihrer objektiven Eigen-
schaft als Wittlingfischer, der in bestimmten Gebieten eine bestimmte Fangtechnik 
anwendet und damit ebenso wie jeder andere Fischer, der sich tatsächlich oder poten-
tiell in der gleichen Lage befindet, betroffen.46 Demzufolge wäre die Klage unzulässig. 

Das Gericht setzt sich im Folgenden mit dem Vorbringen der Klägerin, dass sie 
über keinen anderen Rechtsbehelf verfüge, auseinander. Zunächst stellt es fest, dass 
die Verordnung keiner nationalen Durchführungsmaßnahmen bedarf und die Kläge-
rin somit nicht vor den nationalen Gerichten Klage erheben konnte, mit der Hoff-
nung, dass diese die Frage der Rechtmäßigkeit der Verordnung im Wege des Vorlage-
verfahrens zur Entscheidung bringen. Es könne der Klägerin auch nicht zugemutet 
werden, gegen die Verordnung zu verstoßen, um dann im eingeleiteten Verfahren die 
Rechtswidrigkeit der Verordnung zu behaupten.47

Das Gericht führt weiter aus, dass eine Schadensersatzklage aus außervertraglicher 
Haftung der Gemeinschaft gem. Art. 235 i.V.m. 288 II EG ungeeignet sei, einen 
Rechtsakt für nichtig zu erklären und somit der Klägerin nicht weiterhelfe.48

Nach diesen Erörterungen stellt das Gericht fest, „dass im Licht der Artikel 6 und 
13 EMRK sowie des Artikels 47 der Charta der Grundrechte nicht mehr davon aus-
gegangen werden kann, dass die Verfahren nach Artikel 234 EG einerseits und nach 
den Artikeln 235 und 288 Absatz 2 EG andererseits den Rechtsbürgern ein Recht auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf gewährleisten, das es ihnen ermöglichen würde, die 
Rechtmäßigkeit von Gemeinschaftsvorschriften allgemeiner Geltung zu bestreiten, die 
ihre Rechtsposition unmittelbar beeinträchtigen.“49 Obwohl dieser Umstand nicht 
dazu führen könne, auf die Voraussetzungen des Art. 230 Abs. 4 EG für die Zulässig-
keit einer Individualklage zu verzichten,50 gäbe es jedoch kein zwingendes Argument 
welches es verlangt, den Begriff der individuellen Betroffenheit im Sinne der Plau-
mann-Formel auszulegen. Aus Gründen der Gewährleistung eines wirksamen gericht-
lichen Rechtsschutzes sei daher, so schließt das Gericht, eine Person als individuell 
betroffen anzusehen, wenn eine allgemein geltende Gemeinschaftsbestimmung ihre 
Rechtsposition unzweifelhaft und gegenwärtig beeinträchtigt, indem sie ihre Rechte 
einschränkt oder ihr Pflichten auferlegt.51 Die Zahl und Lage anderer Personen, deren 

                                              
45  Ibid., Rn. 26. 
46  Ibid., Rn. 30. 
47  Ibid., Rn. 45. 
48  Ibid., Rn. 46. 
49  Ibid., Rn. 47. 
50  Ibid., Rn. 48, unter Verweis auf EuGH, Rs. C-300/00 P [R], Federación de Cofradías de Pescadores 

u. a./Rat, Slg. 2000, I-8797, Rn. 37. 
51 Ibid., Rn. 51. 
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Rechtsposition ebenfalls tatsächlich oder potentiell beeinträchtigt wird, sei insoweit 
irrelevant. Da der Klägerin durch die Verordnung Pflichten auferlegt wurden, sei sie 
individuell betroffen und ihre Klage zulässig. 

II. Die Entscheidung des Gerichtshofes vom 25. Juli 2002 in der Rs. C-50/00, U-
nión de Pequeños Agricultores (UPA) vs. Rat der EU 

Im zweiten Verfahren geht es um ein von der UPA, einem Interessenverband von 
kleinen spanischen Landwirtschaftsbetrieben, eingelegtes Rechtsmittel gegen einen 
Beschluss des Gerichts.52 In dem Verfahren vor dem Gericht begehrte die Klägerin die 
teilweise Nichtigerklärung einer Verordnung des Rates. Die angefochtene Verordnung 
sah eine Änderung der gemeinsamen Marktorganisation für Olivenöl vor, die be-
stimmte Beihilfen ändert oder gänzlich abschafft. In diesem Beschluss hatte das Ge-
richt jedoch der Einrede der Unzulässigkeit des Rates stattgegeben und die Klage als 
offensichtlich unzulässig abgewiesen.53

Begründet hat das Gericht seine Entscheidung mit der allgemeinen Geltung der 
Verordnung und einer mangelnden Individualisierung der Mitglieder des Verbandes. 
Im Rechtsmittelverfahren macht die UPA nun geltend, dass die Abweisung ihrer Kla-
ge als unzulässig gegen ihr Recht auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz für die Ver-
teidigung ihrer eigenen Interessen bzw. der ihrer Mitglieder verstoße. UPA führt dazu 
aus, dass das Recht auf effektiven Rechtsschutz eine spezifische Prüfung des Einzelfalls 
voraussetze, ob es im jeweiligen Fall einen anderen Rechtsbehelf gäbe. 

In seinem Schlussantrag zu UPA erörtert GA Jacobs detailliert das Problem der 
engen Auslegung der individuellen Betroffenheit und spricht sich für eine Änderung 
der Rechtsprechung aus.54 Demnach soll ein Einzelner durch eine Maßnahme indivi-
duell betroffen sein, „wenn die Handlung aufgrund seiner besonderen persönlichen 
Umstände erhebliche nachteilige Auswirkungen auf seine Interessen hat oder haben 
kann.“55

Der Gerichtshof beginnt seine Erörterungen indem er den Prüfungsgegenstand 
eingrenzt. Es sei lediglich „zu prüfen, ob die Rechtsmittelführerin als Vertreterin der 
Interessen ihrer Mitglieder gleichwohl unter Beachtung von Artikel 173 IV [230 Abs. 
4] EGV Klage auf Nichtigerklärung der angefochtenen Verordnung erheben kann, 
und zwar allein deshalb, weil das Recht auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz dies in 
Anbetracht des behaupteten gänzlichen Fehlens eines Rechtsbehelfs vor den nationalen Ge-
richten gebieten würde.“56

In der Folge wiederholt der Gerichtshof die Voraussetzungen des Art 230 Abs. 4 
EG und die bereits erwähnte einschlägige Rechtsprechung hierzu, ohne jedoch auf die 
neue Entscheidung des Gerichts in Jégo-Quéré oder die Schlussanträge des GA Jacobs 
einzugehen.57 Der Gerichtshof schließt die Erörterung mit der Feststellung, dass nur 

                                              
52  EuGH, Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677. 
53  EuG, Rs. T-173/98, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 1999, II-3357. 
54  GA Jacobs, Schlussanträge Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677. 
55  Ibid., Rn. 103. 
56  EuGH, Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, Rn. 33 (Hervorhe-

bung durch den Verfasser). 
57  Ibid., Rn. 34 ff. 
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wenn diese Voraussetzungen erfüllt seien eine Person Nichtigkeitsklage erheben kön-
ne. 

Dann folgen Ausführungen zur Europäischen Gemeinschaft als Rechtsgemein-
schaft, in der die Handlungen ihrer Organe einer Prüfung auf ihre Rechtmäßigkeit 
zugänglich sein müssten und in der das Recht auf einen effektiven Rechtsschutz zu 
den allgemeinen Rechtsgrundsätzen gehöre. Im Rahmen der Darstellung des Systems 
von Rechtsbehelfen des EG, welches Rechtsschutz für Private sicherstellt, betont der 
Gerichtshof insbesondere das Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 234 EG und 
die Pflicht der Mitgliedstaaten „ein System von Rechtsbehelfen und Verfahren vorzu-
sehen, mit dem die Einhaltung des Rechts auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz 
gewährleistet werden kann.“58 Diese Verpflichtung folge aus dem Grundsatz der loya-
len Zusammenarbeit des Art. 10 EG. 

Der Gerichtshof legt weiterhin dar, dass eine Prüfung des Gemeinschaftsrichters, 
ob nationale Vorschriften es dem Einzelnen gestatten, eine Klage zu erheben, mit der 
er die Gültigkeit der streitigen Gemeinschaftshandlung in Frage stellen kann, seine 
Kompetenzen überschreiten würde.59

Zum Erfordernis der individuellen Betroffenheit erklärt der Gerichtshof, dass die-
ses Kriterium „zwar im Licht des Grundsatzes eines effektiven gerichtlichen Rechts-
schutzes unter Berücksichtigung der verschiedenen Umstände, die einen Kläger indi-
vidualisieren können, auszulegen“ sei.60 Doch könne eine solche Auslegung nicht so-
weit gehen, dass sie zum gänzlichen Wegfall der ausdrücklich genannten Vorausset-
zung führe. Eine Änderung des bestehenden Rechtsschutzsystems obliege daher den 
Mitgliedstaaten. 

Der Gerichtshof erachtet demzufolge das Rechtsmittel als unbegründet, da „das 
Gericht keinen Rechtsfehler begangen hat, als es die Klage … für unzulässig erklärte, 
ohne zu prüfen, ob im vorliegenden Fall ein Rechtsbehelf vor einem nationalen Ge-
richt gegeben war, der die Prüfung der Gültigkeit der angefochtenen Verordnung er-
möglicht hätte.“61

III. Die Entscheidung des Gerichtshofes im Rechtsmittelverfahren vom 1. April 
2004 in der Rs. C-263/02 P, Kommission vs. Jégo-Quéré et Cie SA 

Der Entscheidung des Gerichtshofes im Rechtsmittelverfahren zu Jégo-Quéré ging 
am 10. Juli 2003 die Veröffentlichung der – abermals durch GA Jacobs verfassten – 
Schlussanträge voraus.62 Der Generalanwalt stellt darin zunächst knapp die Rechtsmit-
telgründe der Kommission vor. Diese trägt zum einen vor, dass wegen der besonderen 
Bedeutung einer Abweichung von der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofes 

                                              
58  Ibid., Rn. 41. 
59  Ibid., Rn. 43. 
60  Ibid., Rn. 44, unter Verweis auf EuGH, Rs. 67/85, 68/85 und 70/85, Van der Kooy u. 

a./Kommission, Slg. 1988, 219, Rn. 14; EuGH, Rs. C-309/89, Codorniu SA/Rat, Slg. 1994, I-
1853, Rn. 19.; EuGH, Rs. C-358/89, Extramet Industrie/Rat, Slg. 1991, I-2501, Rn. 13. 

61  Ibid., Rn. 46. 
62  GA Jacobs, Schlussanträge Rs. C-263/02 P, Kommission/Jégo-Quéré et Cie SA, im Internet erhält-

lich unter Eingabe des Aktenzeichens bei Curia unter <http://curia.eu.int>. 
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das Gericht das Verfahren an das Plenum hätte verweisen müssen.63 Des Weiteren 
begründet die Kommission das Rechtsmittel damit, dass das Gericht das Kriterium 
der individuellen Betroffenheit unzulässig ausdehnt.64 Letzteren Grund prüft der Ge-
neralanwalt im Lichte des UPA-Urteils des Gerichtshofs. Dementsprechend kommt er 
zu dem Ergebnis, dass wegen der unzulässigen Ausweitung der individuellen Klagebe-
fugnis durch das Gericht das Rechtsmittel der Kommission begründet sei.65 Dabei 
vermeidet er es nicht, seine Enttäuschung über das UPA-Urteil des Gerichtshofes zum 
Ausdruck zu bringen: „Allerdings folgt aus dem Urteil des Gerichtshofes […] eindeu-
tig, dass die traditionelle Auslegung der individuellen Betroffenheit, da sie als sich aus 
dem Vertrag selbst ergebend begriffen wird, ohne Rücksicht auf die Folgen für das 
Recht auf effektiven Rechtsschutz angewandt werden muss. Dieses Ergebnis scheint 
mir zwar unbefriedigend, ist aber unvermeidliche Folge der Grenzen, die nach Auffas-
sung des Gerichtshofes durch den gegenwärtigen Wortlaut von Artikel 230 Absatz 4 
EG gezogen werden.“66 Im Anschluss an die Feststellung der Begründetheit des 
Rechtsmittels folgen noch Ausführungen zum Anschlussrechtsmittel des Unterneh-
mens Jégo-Quéré, in dem dieses geltend macht, auch nach der traditionellen Ausle-
gung der individuellen Betroffenheit i.S.d. Plaumann-Formel klagebefugt zu sein. GA 
Jacobs kommt jedoch zum gleichen Entschluss wie schon das Gericht zuvor und ver-
neint die individuelle Betroffenheit sowohl i.S.d. Plaumann-Formel als auch i.S.d. 
bereits dargestellten Ausnahmen hiervon. 

Der Gerichtshof betont in seiner rechtlichen Würdigung nochmals die Bedeut-
samkeit des Rechts auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz und seine Verwurzelung 
in der Gemeinschaftsrechtsordnung.67 Sodann wiederholt und verweist er auf die Er-
wägungen seines UPA-Urteils bis zu dem Punkt, an dem er feststellt, dass die Voraus-
setzungen der unmittelbaren und individuellen Betroffenheit im Lichte des Grundsat-
zes eines effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes auszulegen seien. Dies könne aber 
gleichsam nicht bedeuten, dass die Auslegung zum Wegfall der ausdrücklich im Ver-
trag vorgesehenen Voraussetzung führe. Mit genau einem Satz begründet der Ge-
richtshof nun warum genau dieser Fall einträte, würde man der Auslegung des Ge-
richts in Jégo-Quéré folgen: „Eine derartige Auslegung läuft nämlich im Wesentlichen 
darauf hinaus, dass die Voraussetzung der individuellen Betroffenheit, wie sie in Arti-
kel 230 Absatz 4 EG vorgesehen ist, verfälscht wird.“68 Im Anschluss an die Feststel-
lung dieses Rechtsfehlers des Gerichts, prüft der Gerichtshof noch die Begründetheit 
der Anschlussrevision und verneint diese. Im Ergebnis wird also das Urteil des Ge-
richts in der Rs. Jégo-Quéré aufgehoben und die Nichtigkeitsklage mangels individuel-
ler Betroffenheit für unzulässig erklärt. 

                                              
63  Ibid., Rn. 31. 
64  Ibid., Rn. 32. 
65  Ibid., Rn. 47; auf Erörterungen zur Begründetheit des ersten Rechtsmittelgrundes verzichtet GA 

Jacobs. 
66  Ibid., Rn. 45 f. 
67  EuGH, Rs. C.263/02 P, Kommission/Jégo-Quéré & Cie SA, EuZW 2004, 343, Rn. 29. 
68  EuGH, Rs. C.263/02 P, Kommission/Jégo-Quéré & Cie SA, EuZW 2004, 343 (344), Rn. 38. 
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D. Rechtliche Bewertung der Entscheidungen 

Die Entscheidungen haben im Schrifttum unterschiedlichste Reaktionen erfahren. 
Während die Kritik an der innovativen Auslegung des Gerichts in Jegó-Quéré eher 
zurückhaltend ist,69 begegnet die Entscheidung des Gerichtshofs einer mehrheitlichen 
Kritik, wobei ihm u.a. vorgeworfen wird, mit kompromissloser Strenge, die lieber das 
Schwert gebrauche als die Waage, entschieden zu haben.70

In allen drei Entscheidungen wird betont, dass es sich bei der Europäischen Ge-
meinschaft um eine Rechtsgemeinschaft handelt. Alle Entscheidungen verweisen in 
einem harmonischen Dreiklang auf den Grundsatz eines effektiven gerichtlichen 
Schutzes der Rechte des Einzelnen, wie er sich aus den Verfassungsüberlieferungen der 
Mitgliedstaaten und der einschlägigen Artikel der EMRK ergibt, wobei interessanter-
weise der Gerichtshof den Verweis auf Art. 47 der Grundrechtecharta unterlässt. Alle 
Entscheidungen heben das System des Rechtsschutzes hervor, welches durch den EG 
geschaffen wurde. Es besteht also grundsätzliche Einigkeit, dass ein Einzelner, der sich 
durch eine gemeinschaftsrechtlich determinierte Handlung verletzt sieht, über einen 
effektiven gerichtlichen Rechtsschutz verfügen muss, um diese Handlung anfechten 
zu können. Nur im Bezug auf das „Wie“ unterscheiden sich die Rechtsauffassungen 
zwischen Gericht und Gerichtshof. 

Interessant ist, dass das Gericht in seiner Entscheidung zu Jegó-Quéré umfassend 
den Gedankengängen und Argumenten des GA Jacobs folgte, die dieser in seinem 
Schlussantrag zum Verfahren UPA vor dem Gerichtshof entwickelt hatte, während 
andererseits der Gerichtshof, bis auf einen aus dem Zusammenhang gerissenen Ver-
weis, den Schlussantrag Jacobs’ im UPA-Verfahren nicht im Geringsten berücksichtig-
te. 

Auf den ersten Blick muss es auch erstaunen, dass der Gerichthof in UPA mit 
keinem Wort die neue Auslegung von Art. 230 Abs. 4 EG durch das Gericht erwähn-
te. Dies lag aber vor allem im Antrag der Rechtsmittelführerin begründet. Die UPA 
wollte erreichen, dass der Gerichtshof die Nichtigkeitsklage zulässt, weil ihr national 
der Rechtsweg versperrt sei. Dem Schlussantrag des GA Jacobs ist sogar zu entnehmen, 
dass die UPA in der mündlichen Verhandlung zwar Kritik an der Auslegung des Ge-
richts von Artikel 230 Abs. 4 EG übte, deshalb jedoch nicht beabsichtige auf eine Än-
derung dieser Rechtsprechung hinzuwirken.71 Auch das Gericht hat in Jégo-Quéré die 
Klagebefugnis nicht wegen Fehlens einer nationalen Rechtsschutzmöglichkeit bejaht, 
sondern diese Rechtsschutzlücke nur als Anlass genommen, eine neue Auslegung des 
Kriteriums der individuellen Betroffenheit herbeizuführen. Fehlender nationaler 
Rechtsschutz ist also auch nach der Auffassung des Gerichts kein notwendiges Zuläs-
sigkeitskriterium für die Nichtigkeitsklage nach Artikel 230 Abs. 4 EG. Indem UPA 
aber mit einer weiteren Ausnahmeregelung zu Artikel 230 Abs. 4 EG – nämlich für 
den Fall fehlenden nationalen Rechtsschutzes aus Ermangelung nationaler Umset-

                                              
69  Kritisch vor allem Köngeter, NJW 2002, 2216 (2217); Koenig/Pechstein/Sander, Prozessrecht, 208 

ff.; hingegen begrüßt Schneider, NJW 2002, 2927 ff. die Entscheidung des Gerichts euphorisch 
unter der Überschrift „Es gibt noch Richter in Luxemburg“. 

70  Schohe, EWS 2002, 424 (426). 
71  GA Jacobs, Schlussanträge Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, 

Rn. 36. 
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zungsmaßnahen – ihre Klagebefugnis begründete, begrenzte der Gerichtshof seine 
Prüfung ausdrücklich und ausschließlich auf diese Frage.72

Gegen eine solche weitere Ausnahme spricht aber, dass der europäische Richter 
prüfen müsste, ob im Einzelfall nationaler Rechtsschutz besteht. Hierzu besitzt er je-
doch keine Kompetenz.73 In der Ablehnung dieser Ausnahmeregelung durch den Ge-
richtshof fand also nicht zwingend eine gleichzeitige Ablehnung der neuen Auslegung 
der individuellen Betroffenheit statt. Zumal der Gerichtshof ausdrücklich anerkannte, 
dass die individuelle Betroffenheit im Lichte des Grundsatzes eines effektiven Rechts-
schutzes auszulegen sei. Die Auslegung könne nur eben nicht soweit führen, dass diese 
Voraussetzung gänzlich entfiele. Der Gerichtshof entschied sich also lediglich bei der 
Frage, ob die Klagebefugnis Privater nach Art. 230 Abs. 4 EG von dem Vorhanden-
sein nationalen Rechtsschutzes abhängig gemacht werden kann, gegen eine solche 
Verknüpfung. Dies hatten aber zuvor sowohl das Gericht74 und auch GA Jacobs75 so 
gesehen. 

Der Gerichtshof hatte in UPA also durchaus die Gelegenheit, sich zur neuen In-
terpretation des Gerichts bzw. des GA Jacobs in einem obiter dictum zu äußern, hat 
dies aber nicht getan. Er strafte diese vielmehr mit Nichtbeachtung, was letztlich von 
vielen als Bestätigung der traditionellen Rechtsprechung zur individuellen Klagebe-
fugnis aufgefasst wurde. 

Nachdem die UPA-Entscheidung ergangen war, folgte das Gericht in nachfolgen-
den Fällen strikt der traditionellen Interpretation des Art. 230 Abs. 4 EG.76 Auch GA 
Leger ging in seinen Schlussanträgen zu Kommission/Nederlandse Antillen, denen der 
Gerichtshof in seiner Entscheidung folgte, davon aus, dass der Gerichtshof in UPA die 
neue Auffassung des Gerichts ausgeschlossen habe.77 Und auch GA Jacobs nahm den 
Unwillen des Gerichtshofes zur Erweiterung der Klagebefugnis in seinen Schlussan-
trägen zur Kenntnis. Insofern kam die Entscheidung des Gerichtshofs im Rechtsmit-
telverfahren zu Jégo-Quéré am 1. April dieses Jahres in ihrem Ergebnis keineswegs als 
überraschender Aprilscherz. Dies kann jedoch nicht für deren Begründung gelten. Die 
nach UPA offen gebliebene Frage, ob die erweiterte Klagebefugnis nach der neuen 
Interpretation des Gerichts bzw. des GA Jacobs zu einem Wegfall der Voraussetzung 
des Art. 230 Abs. 4 EG führe, beantwortet der Gerichtshof in einem Satz schlicht mit 
einem „Ja“, denn dies führe zu einer „Verfälschung“ der Voraussetzung. Wie und wa-
rum er zu diesem Schluss kommt, verschweigt er. Die Kürze und die Pauschalität sei-
ner Begründung begegnen (wieder einmal) ernsthaften Bedenken hinsichtlich einer 

                                              
72  Siehe auch Feddersen, EuZW 2002, 532 (533); Streinz, JuS 2002, 1220 (1222). 
73  EuGH, Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, Rn. 43; GA Jacobs, 

Schlussanträge Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, Rn. 50 ff. 
74  EuG, Rs. T-173/98, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 1999, II-3357, Rn. 63. 
75  GA Jacobs, Schlussanträge Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, 

Rn. 50. 
76  Siehe beispielsweise EuG, Rs. T-155/02 R, VVG International Handelsgesellschaft mbH 

u.a./Kommission, Slg. 2002, II-3239, Rn. 20 ff.; EuG, Rs. T-155/02, VVG International Handels-
gesellschaft mbH u.a./Kommission, Slg. 2003, II-1949, Rn. 32 ff. 

77  GA Léger, Schlussanträge Rs. C-142/00 P, Kommission/Nederlandse Antillen, Slg. 2003, I-3483, 
Rn. 7 f.; EuGH, Rs. C-142/00 P, Kommission/Nederlandse Antillen, Slg. 2003, I-3483, Rn. 59 ff. 
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Verletzung der Gewährleistung rechtlichen Gehörs bzw. der Begründungspflicht.78 
Das Festhalten des Gerichtshofes an der Plaumann-Formel muss aber auch – und das 
nicht erst seit dieser Entscheidung – aus systematischen Gründen kritisiert werden. 
Die Plaumann-Formel entstand zu einer Zeit, in der nach der damaligen Rechtspre-
chung der Klagegegenstand der Nichtigkeitsklage Privater noch ausschließlich auf 
Entscheidungen und Scheinverordnungen beschränkt war. Sie bezog sich also auf die 
Fälle der Drittbetroffenheit, in denen der Nichtadressat einer Entscheidung klagebe-
fugt sein sollte. Da sich die Rechtsprechung jedoch von dem engen Verständnis des 
Klagegegenstandes zugunsten der Anfechtungsmöglichkeit auch von Verordnungen 
gelöst hat, ist die auf die Entscheidung abstellende Plaumann-Formel nicht mehr 
zweckgemäß anwendbar. 

Statt sich einer neuen Interpretation der Voraussetzung der individuellen Betrof-
fenheit in Art. 230 Abs. 4 EG zu öffnen, verweist der Gerichtshof für Nichtigkeitskla-
gen Einzelner gegen Rechtsakte allgemeiner Geltung auf dezentralen Rechtsschutz 
und nimmt damit die Mitgliedstaaten für die Aufgabe der Rechtsschutzgewährleis-
tung in die Pflicht. Die Mitgliedstaaten haben dementsprechend ein entsprechendes 
Rechtsschutzsystem bereitzustellen bzw. ist es die Pflicht der nationalen Gerichte in 
loyaler Kooperation das nationale Prozessrecht in der Art und Weise anzuwenden, 
dass effektiver Rechtsschutz gegen Unionsrechtsakte gewährleistet ist.79 Der Gerichts-
hof hat ausdrücklich unter Berufung auf Artikel 10 EG auf die Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten hingewiesen, ein System von Verfahren und Rechtsbehelfen vorzuse-
hen, mit dem effektiver Rechtsschutz gewährt werden kann.80 Darüber hinaus könn-
ten nur die Mitgliedstaaten das geltende Rechtsschutzsystem nach Art. 48 EU refor-
mieren. 

E. Anforderungen des Kooperationsverhältnisses an das deutsche Rechtsschutz- 
system 

Die Gewährleistung effektiven Rechtsschutzes gegen EU-Rechtsakte allgemeiner 
Geltung ist im deutschen Verwaltungsrecht relativ unproblematisch, sofern ein natio-
naler Durchführungsakt existiert, der mittels Anfechtungsklage gem. § 42 VwGO 
angegriffen werden kann und das nationale Gericht sich willig zeigt, ein Vorlagever-
fahren nach Art. 234 EG durchzuführen. In der Situation, wie sie in Jégo-Quéré vor-
lag, existierte jedoch kein anfechtbarer nationaler Umsetzungsakt. Zwar hat der Ge-
richtshof mit seinem Hinweis auf die Loyalitätsverpflichtung in UPA lediglich ver-
langt, „dass nationale Gerichte […] die nationalen Verfahrensvorschriften über die 
Einlegung von Rechtsbehelfen möglichst so auszulegen und anzuwenden [haben], 
dass natürliche und juristische Personen die Rechtmäßigkeit jeder nationalen Entschei-
dung oder anderen Maßnahme, mit der eine Gemeinschaftshandlung allgemeiner Gel-
tung auf sie angewandt wird, gerichtlich anfechten und sich dabei auf die Ungültigkeit 

                                              
78  Zum Grundsatz rechtlichen Gehörs und der Begründungspflicht im EG-Recht siehe Renge-

ling/Middeke/Gellermann, Rechtsschutz, Rn. 599 f. u. Rn. 603 f. (m.w.N.). 
79  Zur Kooperationsverpflichtung des nationalen Richters nach Art. 10 EG siehe Kahl, in: Cal-

liess/Ruffert (Hrsg.), EUV/EGV Kommentar, Art. 10 EGV, Rn. 14 (m.w.N.). 
80  EuGH, Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, Rn. 42. 
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dieser Handlung berufen können.“81 Dies ist ja gerade der unproblematische Fall in 
dem eine nationale Maßnahme existiert. Allerdings ergibt sich aus dem Umständen 
des Falles, dass er offensichtlich auch für die Situation eines Fehlens einer nationalen 
Umsetzungsmaßnahme die nationalen Gerichte in die Pflicht nehmen will. 

Bei einer solchen Fallgestaltung wäre Rechtsschutz vor einem deutschen Gericht 
nur nach der Feststellungsklage gem. § 43 VwGO denkbar. Die Voraussetzungen der 
Feststellungsklage müssten dann im Lichte der Loyalitätsverpflichtung und der Ge-
währung effektiven Rechtsschutzes gegebenenfalls modifiziert werden.82 Klagegegner 
einer Feststellungsklage wäre dann beispielsweise die nationale Behörde, die im Fall 
der Zuwiderhandlung gegen den EU-Rechtsakt zum Einschreiten verpflichtet wäre.83 
Die Feststellungsklage könnte dann – ähnlich wie bei der Feststellungsklage gegen 
nationale self-executing Normen84 – auf die Feststellung des Bestehens bzw. Nichtbe-
stehens eines durch den EG-Rechtsakt begründeten, aufgehobenen oder veränderten 
Rechtsverhältnisses gerichtet sein. Wird also durch eine EG-Verordnung ein bestimm-
tes Verhalten verboten, so könnte der Betroffene die Feststellung darüber beantragen, 
dass er nach wie vor zu dieser Tätigkeit berechtigt ist. 

Damit zeigt sich also die grundsätzliche Möglichkeit – jedenfalls im deutschen 
Verwaltungsrecht – Rechtsschutz auch gegen EU-Rechtsakte, die nicht mit der Nich-
tigkeitsklage nach Art. 230 EG angreifbar sind und die keinen nationalen Umset-
zungsakt haben, mittels einer Feststellungsklage zu erlangen. Es stellt sich dann aber 
die Frage nach den möglichen Vorteilen, die eine direkte Klagemöglichkeit Privater 
gegen EU-Rechtsakte vor den europäischen Gerichten eröffnen würde. 

F. Vorteile einer erweiterten Klagebefugnis 

Die Argumente für eine nach der neuen Auslegung erweiterte Klagebefugnis Pri-
vater im Rahmen des Artikels 230 Abs. 4 EG und damit für eine zentrale Rechts-
schutzgewährleistung gegen EU-Rechtsakte sind nicht neu, sehen sich aber ständigen 
Einwenden ausgesetzt.85 Der vor allem durch die Kommission und den Rat sowie den 
Gerichtshof vertretene Standpunkt ist, dass primär Rechtsschutz vor den nationalen 
Gerichten gesucht werden sollte, die dann zur Vorlage nach Art. 234 EG verpflichtet 
wären. Dagegen sprechen jedoch, in den Fällen in denen der Kläger eine Verordnung 
für nichtig erklären lassen will, verschiedene Gründe. 

Zunächst sind die nationalen Gerichte selbstverständlich nicht befugt, gemein-
schaftliche Rechtsakte für ungültig zu erklären. Sie sind nur zur Vorlage verpflichtet, 
womit jedoch gewisse Unsicherheiten, das „Ob“ und das „Wie“ der Vorlage betref-

                                              
81  EuGH, Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, Rn. 42 (Hervorhe-

bung durch den Verfasser). 
82  So auch Braun/Kettner, DÖV 2003, 58 (65); Nettesheim, JZ 2002, 928 (933); Calliess, NJW 2002, 

3577 (3581); Köngeter, NJW 2002, 2216 (2217); Dittert, EuR 2002, 708 (718); Gundel, Ver-
wArch 2001, 81 (99 f.); Lindner, BayVbl 2003, 12 (14) schlägt dagegen vor, den Anwendungsbe-
reich des § 47 VwGO auf solche Fälle zu erstrecken. Dies scheint aber in Anbetracht des Vorhan-
denseins der Feststellungsklage als Rechtsbehelfs unnötig. 

83  Gundel, VerwArch 2001, 81 (108). 
84  Siehe hierzu Kopp/Schenke, VwGO, § 43 Rn. 8. 
85  Ausführlich hierzu GA Jacobs, Schlussanträge Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, 

Slg. 2002, I-6677, Rn. 73; des Weiteren siehe auch die Beiträge Fn. 1, 40 u. 41. 
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fend, verbunden sind. Die Gerichte können es zum einen ablehnen eine Frage vorzu-
legen, wenn sie eine Entscheidung nicht als erforderlich erachten,86 zum anderen liegt 
es in ihrer Hand die Vorlagefrage zu formulieren. 

Vorteile der Nichtigkeitsklage ergeben sich aber auch bereits aus der Konstellation 
der Streitparteien. Denn hier ist das Gemeinschaftsorgan, welches die angefochtene 
Handlung erlassen hat, von Anfang an Streitpartei. Darüber hinaus spricht der aus 
dem Grundsatz der Rechtsschutzeffektivität abgeleitete Anspruch auf eine möglichst 
zeitnahe rechtliche Entscheidung wegen der mit dem Vorlageverfahren verbundenen 
langen Verfahrensdauer für die Klage nach Art. 230 Abs. 4 EG.87

Schließlich ist die Nichtigkeitsklage auch aus Rechtssicherheitsaspekten vorzugs-
würdig. Sie führt zu einer objektiven Rechtmäßigkeitskontrolle des Rechtsaktes und 
resultiert in einer Entscheidung mit erga omnes Wirkung. Auch wirkt sich die kurze 
Klagefrist von nur zwei Monaten positiv auf die Rechtssicherheit aus. Das Vorabent-
scheidungsverfahren hingegen ist wegen der Beschränkung der Prüfung auf die Vorla-
gefrage und der inter partes Wirkung der Entscheidung im Blick auf Rechtssicher-
heitsaspekte unvorteilhaft.88

Dagegen kann das Argument gegen eine veränderte Auslegung des Kriteriums der 
individuellen Betroffenheit, dass die Rechtsprechung zur individuellen Betroffenheit 
gefestigt sei und aus Gründen der Rechtssicherheit nicht von ihr abgewichen werden 
sollte, kaum überzeugen. Die derzeitige Konstellation, die grundsätzlich eine enge 
Interpretation des Art. 230 Abs. 4 EG kombiniert mit mehr oder weniger logisch 
nachvollziehbaren Ausnahmefallgruppen vorsieht, kann bei den Beteiligten wohl 
kaum Rechtssicherheit bewirken. Diese Rechtsunsicherheit ist aber noch unter einem 
anderen Aspekt kritisch zu betrachten. Im Anschluss an die Deggendorf-
Rechtsprechung entfaltet nämlich die unterlassene Nichtigkeitsklage Präklusionswir-
kung gegenüber dem dezentralen Rechtsschutz, wenn die Möglichkeit des zentralen 
Rechtsschutzes zweifelsfrei feststeht.89 Nach der jetzigen Auslegung des Art. 230 Abs. 
4 EG unter Bildung von Fallgruppen mit individueller Betroffenheit in Ausnahmefäl-
len ist es äußerst fraglich und ungewiss, ob ein Kläger, der sich in einer unter eine der 
Fallgruppen fallenden Situation befindet, zweifelsfrei zentralen Rechtsschutz erhalten 
kann oder nicht.90

Auch muss das Argument des klaren Wortlautes von Art. 230 Abs. 4 EG hinsicht-
lich der Voraussetzung der individuellen Betroffenheit fehlgehen. Vielmehr riskiert 
der Gerichtshof einen ernsthaften Verlust der Glaubwürdigkeit, indem er sich regel-
mäßig auf das Wortlautargument beruft. Auf der einen Seite hatte der Gerichthof 

                                              
86  Zur Problematik der Nichtvorlage in Deutschland Mayer, EuR 2002, 239 ff. 
87  Dies kritisiert auch Dittert, EuR 2002, 708 (715). 
88  Siehe hierzu auch die Kritik von Arnull, CMLR 38 (2001), 7 (50); Feddersen, EuZW 2002, 532 

(533). Zugegebenermaßen hat jedoch die Entscheidung im Vorlageverfahren trotz der inter partes 
Bindung starke Präjudizwirkung. 

89  EuGH, Rs. C-188/92, TWD Textilwerke Deggendorf, Slg. 1994, I-833, Rz. 24 ff.; siehe auch 
EuGH, Rs. C-241/95, Accrington Beef u. a., Slg. 1996, I-6699, Rn. 14 f. 

90  Siehe beispielsweise die Annahme zweifelsfrei bestehenden zentralen Rechtsschutzes in EuGH, Rs. 
C-239/99, Nachi Europe, Slg. 2001, I-1197, Rn. 28; Soll dies auch für die Fallgruppe der Beein-
trächtigung einer besonderen Marktposition oder besonderer Rechte gelten?; Köngeter, NJW 
2002, 2216 (2218) sieht die Deggendorf-Rechtsprechung allerdings eher als ein Argument gegen 
eine Erweiterung der Klagebefugnis. 
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entgegen der diesbezüglich eindeutig gefassten Formulierung der Vorschrift keinerlei 
Bedenken im Hinblick auf eine Erweiterung des Klagegegenstand,91 beharrt aber an-
dererseits unter Berufung auf den Wortlaut des auslegungsbedürftigen Rechtsbegriffes 
„individuelle Betroffenheit“ und den Rechtssicherheitsgedanken auf der bisherigen 
Rechtsprechung.92

Schließlich wird mit der Erweiterung der Klagemöglichkeit Privater häufig die Be-
fürchtung einer Flut zusätzlicher Klagen in Zusammenhang gebracht. Außerdem ist 
zu bedenken, dass die von Rat und Kommission vorgeschlagene Lösung eines erwei-
terten nationalen Rechtsschutzes nicht wesentlich zu einer Entlastung der Gerichte 
führen würde, da die nationalen Gerichte die Frage der möglichen Rechtswidrigkeit 
des EU-Rechtsaktes dem europäischen Richter vorlegen müssten. Vor allem in den 
Fällen, in denen verschiedene nationale Gerichte sich mit gering unterschiedlichen 
Vorlagefragen zu einem ähnlichen dem Rechtsstreit zugrunde liegenden Sachverhalt 
an den Gerichtshof wenden, dürfte eine Arbeitserleichterung – trotz der Möglichkeit 
des Gerichtshofes Vorlagefragen zusammenzufassen und umzuformulieren – gerade 
nicht vorliegen. Die Frage der Rechtmäßigkeit des Sekundärrechtsaktes ereilt das Ge-
richt bzw. den Gerichtshof so oder so. Gegen eine Überlastung der europäischen Ge-
richtsbarkeit spricht auch, dass mit einer erweiterten Klagebefugnis der Schwerpunkt 
der richterlichen Überprüfung nun von Zulässigkeitsfragen auf materielle Fragen ver-
lagert werden würde.93

Das wohl widersinnigste Argument in der Auseinandersetzung über die Vor- und 
Nachteile einer erweiterten Klagebefugnis ist das der Effizienz der Verwaltung. Poten-
ziell rechtswidrige Handlungen der gerichtlichen Überprüfung zu entziehen, so be-
merkt GA Jacobs aber treffend, könne nicht mit der Effizienz der Verwaltung gerecht-
fertigt werden.94

Zusammenfassend bleibt also festzustellen, dass die vielfach geäußerte Kritik an 
der eingeschränkten Klagebefugnis Privater nach der Plaumann-Rechtsprechung be-
rechtigt ist, und gewichtige Gründe für eine neue zu einer Erweiterung der individuel-
len Rechtsschutzmöglichkeit führende Auslegung sprechen. Der Gerichtshof hat die 
Möglichkeit, das Tor diesbezüglich aufzuschlagen, (vorerst) nicht genutzt. Beendet 
sind die Diskussionen und Auseinandersetzungen darüber jedoch nicht. 

G. Ausblick 

Das letzte Wort zum Individualitätskriterium des Art. 230 Abs. 4 EG und der 
Klagebefugnis Privater ist noch nicht gesprochen. Der Gerichtshof hat nachhaltig sei-

                                              
91  So hat der Gerichtshof beispielsweise in Les Verts entgegen dem Wortlaut des damaligen Art. 173 

EGV die Passivlegitimation des Europäischen Parlamentes bejaht. EuGH, Rs. 294/93, Les 
Verts/Parlament, Slg. 1986, 1339, Rn. 20 ff. Weiterhin hat er, wie bereits dargestellt, auch den 
Klagegegenstand im Rahmen des Art. 230 Abs. 4 EG um echte Verordnungen und Richtlinien 
erweitert. 

92  Kritisch Arnull, CMLR 38 (2001), 7 (50). 
93  GA Jacobs, Schlussanträge Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, 

Rn. 66. 
94  GA Jacobs, Schlussanträge Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, 

Rn. 77. 
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ne Position mit der Befürwortung des dezentralen Rechtsschutzes durch die nationa-
len Gerichte kundgetan. Er hat auch klar gemacht, dass diese Konzeption zwar nicht 
die einzig mögliche, aber die nun einmal durch den Vertrag vorgesehene sei und somit 
den Ball den Mitgliedstaaten zugespielt. Diese hatten (und haben) die Möglichkeit im 
Rahmen der Vertragsänderung das Rechtsschutzsystem zugunsten einer erweiterten 
Klagebefugnis Privater gegen Rechtsakte der EU herbeizuführen. Doch auch unter 
den Mitgliedstaaten sind, bedingt durch unterschiedliche Rechtstraditionen, die Posi-
tionen zum individuellen Rechtsschutz gegen Gemeinschaftsrechtsakte widerstrei-
tend.95 Geeinigt hat man sich in den Verhandlungen über den Entwurf einer Europäi-
schen Verfassung (VE)96 im Konvent zur Zukunft Europas auf folgende Formulierung 
in Art. III-270 Abs. 4 VE97, die sich nun in Art. III-365 Abs. 4 des Vertrages über eine 
Verfassung für Europa (VVE)98 befindet: 

„Jede natürliche oder juristische Person kann unter den gleichen Voraussetzungen 
gegen die an sie ergangenen oder sie unmittelbar und individuell betreffenden Hand-
lungen sowie gegen Rechtsakte mit Verordnungscharakter, die sie unmittelbar betref-
fen und keine Durchführungsmaßnahmen nach sich ziehen, Klage erheben.“ 

Hinzu tritt in Art. I-29 Abs. I VVE die explizite Verpflichtung der Mitgliedsaa-
ten, die erforderlichen Rechtsbehelfe zu schaffen, damit ein wirksamer Rechtsschutz 
auf dem Gebiet des Unionsrechts gewährleistet wird. Somit begründen auch die Vor-
schriften des VVE ein klares Bekenntnis zum dezentralen Rechtsschutz. 

Nach Art. III-365 Abs. 4 VVE wären drei Fallgruppen der individuellen Klagebe-
fugnis möglich.99 Zunächst kann der Adressat einer Handlung Rechtsschutz begehren. 
Daneben ist auch der Nichtadressat einer Handlung klagebefugt, sofern er durch die 
Handlung unmittelbar und individuell betroffen ist. Und schließlich gewährleistet 
Art. III-365 Abs. 4 VVE die Klagemöglichkeit Privater gegen sie unmittelbar betref-
fende „Rechtsakte mit Verordnungscharakter“ ohne Durchführungsmaßnahmen. 

Es ergeben sich also dem Wortlaut nach zwei Neuerungen. Zum einen ist nun 
Rechtsschutz gegen Handlungen und nicht nur gegen Entscheidungen zulässig. Zum 
anderen wird mit der dritten Fallgruppe das Problem der umsetzungsfreien Rechtsak-
te, wie es sich in UPA und Jégo-Quéré stellte, geregelt. Mit Blick auf die heutige 
Rechtslage wird der Anwendungsbereich also erweitert. Es wäre jedoch übertrieben 
festzustellen, dass der Entwurfstext für eine erhebliche Erweiterung der Klagemöglich-
keit Privater gegen EU-Rechtsakte steht.100 Die Erweiterung des Klagegegenstandes in 
den Fällen eins und zwei auf Handlungen, dürften sich nicht allzu sehr auswirken. 
Galt doch auch unter der bisherigen Praxis die Frage nach der Natur des angegriffe-
nen Rechtsaktes im Rahmen von Art. 230 Abs. 4 EG als weniger ausschlaggebend für 

                                              
95  Siehe hierzu z.B. Europäischer Konvent, Schlussbericht des Arbeitskreises über die Arbeitsweise 

des Gerichtshofes, CONV 636/03 vom 25. März 2003, Rn. 17 ff.; siehe auch Läufer, Integration 
2003, 510 (514 f.). 

96  Zum Verfassungsentwurf im Überblick Epping, JZ 2003, 821 ff.; Meyer/Hölscheidt, EuZW 2003, 
613 ff. 

97  Europäischer Konvent, Entwurf eines Vertrages über eine Verfassung für Europa, CONV 850/03 
vom 18. Juli 2003. 

98  Konferenz der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten, Vertrag über eine Verfassung für 
Europa, CIG 87/04 vom 6. August 2004. 

99  Ausführlich zu Art. III-270 VE Meyer, DVBl 2004, 606 (609 ff.). 
100  So aber Gündisch, in: Beckmann/Dieringer/Hufeld (Hrsg.),Verfassung, 271 (288). 
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die Klagebefugnis denn die individuelle Betroffenheit. Der dritte Fall spricht einen der 
wesentlichen Kritikpunkte der Befürworter einer Erweiterung der Klagebefugnis Pri-
vater an. Mit dieser Regelung wird genau die zusätzliche Ausnahme zur begrenzten 
individuellen Betroffenheit bei Rechtsakten allgemeiner Geltung geschaffen, mit der 
die Klägerin im UPA-Verfahren ihre Klagebefugnis begründen wollte. Ob damit al-
lerdings die Klage der UPA nach dem neuen Art. III-365 Abs. 4 VVE zulässig wäre ist 
mehr als fraglich, was vor allem in der unklaren Formulierung des zulässigen Klagege-
genstandes begründet liegt.101 Fraglich ist nämlich, welche EU-Rechtsakte von dem 
Begriff „Rechtsakte mit Verordnungscharakter“ umfasst sein sollen.102 Nach Art. I-33 
VVE werden als Rechtsakte der Union das Europäische Gesetz, das Europäische 
Rahmengesetz, die Europäische Verordnung, der Europäische Beschluss, die Empfeh-
lung und die Stellungnahme aufgeführt. Die Gattung „Rechtsakte mit Verordnungs-
charakter“ sucht man vergeblich. Nach einer möglichen Interpretation könnten damit 
– ähnlich dem Problem der Scheinverordnung in Art. 230 Abs. 4 EG – Rechtsakte, 
die unter Rechtformmissbrauch nicht als Verordnung ergangen sind, als solche aber 
hätten ergehen müssen, gemeint sein. 

Weiterhin von Bedeutung für die Möglichkeit zentraler Rechtsschutzmöglichkeit 
Privater gegen Rechtsakte der Union ist und bleibt das Merkmal der individuellen 
Betroffenheit. Bliebe der Gerichtshof auch für den im Wortlaut zu Art. 230 Abs. 4 
EG ähnlichen Art. III-365Abs. 4 VVE bei seiner Auffassung, dass eine individuelle 
Betroffenheit im Sinne der Plaumann-Formel erforderlich sei, so wird sich für den 
Einzelnen nur wenig ändern. Dass unter bisheriger Rechtslage keine Notwendigkeit 
für diese Auslegung bestand wurde bereits hinreichend dargelegt. Dass durch den 
Text des Vertrages über eine Verfassung für Europa dem Gerichtshof nun noch ein 
weiteres Argument gegen eine Auslegungsänderung an die Hand gegeben wird, ist 
jedenfalls für die Befürworter eines effektiven zentralen Rechtsschutzes bedauerlich. 
Eine Interpretation individueller Betroffenheit i.S.d. Vorschlages von Jacobs bzw. der 
Jégo-Quéré-Entscheidung würde den dritten Anwendungsfall des Art. III-365 Abs. 4 
VVE nämlich zur Bedeutungslosigkeit degradieren und somit dem Grundsatz effekti-
ver Vertragsinterpretation widersprechen. 

Sollte wider Erwarten der Gerichthof in der Zukunft eine der neuen Auslegungen 
zur individuellen Betroffenheit in Betracht ziehen wollen, so müsste er sich noch ent-
scheiden, welche Interpretation er bevorzugt. Während das Gericht in Jégo-Quéré ver-
langt, dass die Handlung eine Rechtsposition des Klägers unzweifelhaft und gegen-
wärtig beeinträchtigt, indem sie ihre Rechte einschränkt oder ihr Pflichten auferlegt,103 
reicht es nach GA Jacobs, dass die Handlung aufgrund seiner besonderen persönlichen 
Umstände erhebliche nachteilige Auswirkungen auf seine Interessen hat oder haben 
kann.104

Eine weitere Möglichkeit der Erweiterung der individuellen Klagebefugnis wäre 
die Ausweitung der Klagebefugnis bei Verletzung von Gemeinschaftsgrundrechten. 

                                              
101  Mayer, DVBl 2004, 606 (612). 
102  Meyer/Hölscheidt, EuZW 2003, 613 (619); Mayer, DVBl 2004, 606 (612). 
103  EuG, Rs. T-177/01, Jégo-Quéré & Cie SA/Kommission, Slg. 2002, II-2365, Rn. 51. 
104  GA Jacobs, Schlussanträge Rs. C-50/00 P, Unión de Pequeños Agricultores/Rat, Slg. 2002, I-6677, 

Rn. 103; zu den unterschiedlichen Ansätzen einer „Interessenklage“ siehe Calliess, NJW 2002, 
3577 (3582). 



24 

Dies ist bisher im Anschluss an die Codorniu-Rechtsprechung nur als Ausnahmefall 
zur individuellen Betroffenheit vom Gerichtshof anerkannt worden. Auch konnte sich 
im Verfassungskonvent keine Mehrheit für die Einführung einer europäischen 
Grundrechts- oder Verfassungsbeschwerde finden.105 Jedoch ist durchaus damit zu 
rechnen, dass mit der Inkorporation der Grundrechtecharta in Teil II des Vertrages 
über eine Verfassung für Europa die Gerichte der Europäischen Union in verstärktem 
Maße als bisher mit grundrechtsrelevanten Fragen konfrontiert werden.106 Eine ver-
mehrte Berufung auf eine Grundrechtsverletzung könnte daher mit einer vereinfach-
ten prozessualen Durchsetzbarkeit im Wege der Erweiterung der individuellen Klage-
befugnis einhergehen. 

Es bleibt daher festzustellen, dass der Einschätzung Everlings, wonach das Thema 
der individuellen Klagebefugnis gegen EU-Rechtsakte „teilweise völlig überdimensio-
niert zum zentralen Problem der Rechtsstaatlichkeit der Union hochstilisiert“107 wer-
de, nur entgegnet werden kann, dass mit dem Vertrag über eine Verfassung für Euro-
pa neuer Diskussionsstoff geschaffen wurde. Ein Ende der Auseinandersetzung über 
die nur eingeschränkte Klagebefugnis Privater ist demnach nicht absehbar. Dies gilt 
jedenfalls solange, bis nicht der „blot on the landscape of Community law“108 beseitigt 
sein wird. Die Hoffnung auf einen direkten Zugang zur europäischen Gerichtsbarkeit 
gegen EU-Rechtsakte im Sinne einer Verwirklichung eines effektiven Rechtsschutzes 
bleibt daher auch für die Zukunft bestehen. 

                                              
105  Siehe hierzu Meyer/Hölscheidt, EuZW 2003, 613 (619); Läufer, Integration 2004, 510 (515 f.). 
106  Läufer, Integration 2004, 510 (516). 
107  Everling, in: Schwarze (Hrsg.), Verfassung, 363 (380). 
108  Arnull, CMLR 38 (2001), 7 (52). 
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